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Der Klägerin wird für das Berufungsverfahren Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwältin G., H., ohne Ratenzahlung gewährt.

Gründe:

Gemäß § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung (ZPO) erhält ein Beteiligter, der nach seinen persönlichen und
wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, auf Antrag
Prozesskostenhilfe, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht
mutwillig erscheint.

Hinreichende Erfolgsaussicht im Sinne des § 114 ZPO verlangt eine gewisse Erfolgswahrscheinlichkeit; dabei sind keine überspannten
Anforderungen zu stellen (ständige Rechtsprechung des Senats unter Hinweis auf Bundesverfassungsgericht (BVerfG), Beschluss vom 13.
März 1990, 2 BvR 94/88, BVerfGE 81, 347, 357). Eine hinreichende Erfolgsaussicht der Rechtsverfolgung ist regelmäßig zu bejahen, wenn
der Ausgang des Rechtsschutzverfahrens als offen zu bezeichnen ist. Davon ist ua auszugehen, wenn die Entscheidung in der Hauptsache
von einer schwierigen, bislang nicht geklärten Rechtsfrage abhängt (vgl BVerfG, Kammerbeschluss vom 4. Februar 2004, 1 BvR 596/03, NJW
2004, 1789, 1790). Darüber hinaus soll die Prüfung der Erfolgsaussicht nicht dazu dienen, die Rechtsverfolgung selbst in das summarische
Verfahren zu verlagern. Dieses Verfahren will den grundrechtlich garantierten Rechtsschutz nicht selbst bieten, sondern zugänglich machen
(BVerfG, Kammerbeschluss vom 2. März 2000, 1 BvR 2224/98, NJW 2000, 2098). Da vorliegend eine bislang nicht geklärte Rechtsfrage zu
entscheiden ist, nämlich ob die Klägerin in der Justizvollzugsanstalt mit ihrem Sohn eine Haushaltsgemeinschaft im Sinne des § 1 des
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) begründen konnte, ist die hinreichende Erfolgsaussicht zu bejahen. Die Klägerin ist zudem
bei dem derzeitigen Bezug von Arbeitslosengeld II nach ihren persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen nicht in der Lage, die Kosten
der Prozessführung - auch nicht ratenweise - aufzubringen.

Dieser Beschluss ist gemäß § 177 SGG nicht anfechtbar.
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